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berechtigte nicht dafür sorgen, daß schulpflichtige Kinder oder 
Jugendliche den Unterricht in den allgemeinbildenden poly­
technischen Oberschulen und in Einrichtungen der Berufsbil­
dung regelmäßig besuchen, oder sie vom Besuch anderer obli­
gatorischer Schulveranstaltungen oder von der Befolgung der 
Schulordnung oder der sich aus dem Lehrverhältnis ergeben­
den Pflichten abhalten.

(2) Die Konfliktkommission berät und entscheidet auch über 
das Verhalten von Jugendlichen (Schüler über 14 Jahre und 
Lehrlinge), die hartnäckig die Schulpflicht verletzen.

§46
(1) Der Antrag auf Beratung kann vom Direktor der Schule 

in Übereinstimmung mit dem Elternbeirat oder vom Direktor 
der Einrichtung der Berufsbildung gestellt werden, wenn 
eigene erzieherische Einwirkungen auf die Erziehungsberech­
tigten oder auf den Jugendlichen ^bisher erfolglos geblieben 
sind.

(2) Unzureichend begründete Anträge können an den An­
tragsteller zurückgegeben werden.

§47
(1) Mit der Beratung sollen die Erziehungsberechtigten an­

gehalten werden, dafür zu sorgen, daß die Kinder oder Ju­
gendlichen ihrer Schulpflicht in vollem Umfang naehkommen. 
Wird dieser Zweck mit der Beratung erreicht, kann von Erzie­
hungsmaßnahmen abgesehen werden. Dies ist im Beschluß 
festzuhalten.

(2) Die Konfliktkommission kann gegenüber Erziehungs­
berechtigten folgende Erziehungsmaßnahmen festlegen:
— Verpflichtungen des Bürgers, die den'regelmäßigen Besuch 

des Unterrichts durch» das schulpflichtige Kind oder den 
Jugendlichen sichern helfen, werden bestätigt, oder ihm 
werden solche Pflichten auferlegt.

— Verpflichtungen des Bürgers, die dazu beitragen, daß das 
schulpflichtige Kind oder der Jugendliche obligatorische 
Schulveranstaltungen besucht und die Schulordnung oder 
die sich aus dem Lehrverhältnis ergebenden Pflichten be­
folgt, werden bestätigt, oder ihm werden solche Pflichten 
auferlegt.

— Dem Bürger wird eine Rüge erteilt.
— Dem Bürger wird die Pflicht auferlegt, eine Geldbuße von 

10 bis 150 M zu zahlen.
(3) Die Konfliktkommission kann Verpflichtungen eines Ar­

beitskollektivs, einer Hausgemeinschaft oder einzelner Bürger, 
die Erziehungsberechtigten bei der Erfüllung ihrer Erziehungs­
pflichten zu unterstützen, bestätigen.

(4) Bei der Entscheidung über Verletzungen der Schulpflicht 
sind die Erziehungsmaßnahmen entsprechend § 29 Absätze 1 
bis 3 anzuwenden.

(5) Die Konfliktkommission kann einen Jugendlichen, der 
die Schulpflicht verletzt, über seine Pflichten belehren.

§48
(1) Mit der Beratung sollen die gemäß § 45 Abs. 2 verant­

wortlichen Jugendlichen angehalten werden, ihrer Schulpflicht 
in vollem Umfang nachzukommen. Wird dieser Zweck mit der 
Beratung erreicht, kann von Erziehungsmaßnahmen abgesehen 
werden. Dies ist im Beschluß festzuhalten.

(2) Die Konfliktkommission kann gegenüber Jugendlichen 
folgende Erziehungsmaßnahmen festlegen:
— Verpflichtungen des Jugendlichen, die gewährleisten hel­

fen, daß er selbständig die sich aus der gesetzlichen Schul­
pflicht oder aus dem Lehrverhältnis ergebenden Anforde­
rungen erfüllt, werden bestätigt, oder ihm werden solche 
Pflichten auferlegt.

— Andere Verpflichtungen des Jugendlichen, die seine Mit­
hilfe und Mitverantwortung in der Schule oder Einrichtung 
der Berufsbildung entwickeln helfen, werden bestätigt.

— Dem Jugendlichen wird eine Rüge erteilt.
(3) Die Konfliktkommission kann Verpflichtungen der Er­

ziehungsberechtigten, eines Kollektivs oder einzelner Bürger, 
den Jugendlichen bei der Erfüllung der an ihn gestellten An­
forderungen zu unterstützen, bestätigen.

(4) Bei der Entscheidung über Verletzungen der Schulpflicht 
sind die Erziehungsmaßnahmen entsprechend § 29 Absätze 1 
bis 3 anzuwenden.

§49
(1) Bleiben Erziehungsberechtigte unbegründet auch der 

zweiten Beratung fern, kann die Konfliktkommission in ihrer 
Abwesenheit entscheiden, wenn der Sachverhalt geklärt ist. 
Kann die Konfliktkommission nicht entscheiden, gibt sie die 
Sache innerhalb 1 Woche an den Antragsteller zurück.

(2) Bleibt der Jugendliche unbegründet auch der zweiten 
Beratung fern, ist die Sache innerhalb 1 Woche dem Kreis­
schulrat oder dem Leiter der Abteilung Berufsbildung und 
Berufsberatung des Rates des Kreises zu übergeben.

Beratung wegen einfacher zivilrechtlicher Streitigkeiten
§50

(1) Die Konfliktkommission berät und entscheidet über
— einfache zivilrechtliche Streitigkeiten zwischen Bürgern 

sowie zwischen dem Betrieb und Betriebsangehörigen we­
gen Geldforderungen bis zur Höhe von etwa 1 000 M,

— einfache zivilrechtliche Streitigkeiten zwischen Bürgern, 
die im täglichen Leben der Bürger aus Verletzungen ihrer 
Rechte und Pflichten, insbesondere im Zusammenleben in 
der Haus- oder Wohngemeinschaft, entstehen,

— andere einfache zivilrechtliche Streitigkeiten zwischen dem 
Betrieb und Betriebsangehörigen.

(2) Anträge auf Beratung können ein oder mehrere Bürger 
und bei Streitigkeiten, die sich im Zusammenleben der Bürger 
in der Haus- oder Wohngemeinschaft ergeben, auch Hausge­
meinschaftsleitungen stellen.

(3) Anträge für den Betrieb sind durch den Betriebsleiter 
oder einen von ihm Beauftragten schriftlich zu stellen.

§51
(1) Die Beratung erfolgt in Anwesenheit des Antragstellers 

und des Antragsgegners. In Ausnahmefällen wie bei längerer 
Krankheit oder bei längerer Abwesenheit kann sich der An­
tragsteller oder der Antragsgegner durch einen Bürger vertre­
ten lassen.

(2) Die Konfliktkommission wirkt in der Beratung darauf 
hin, daß der Antragsteller und der Antragsgegner eine den 
Grundsätzen des sozialistischen Rechts entsprechende Einigung 
erzielen. Sie bestätigt eine solche Einigung durch Beschluß. 
Bei der Einigung über Geldforderungen kann erforderlichen­
falls eine angemessene Zahlungsfrist oder Ratenzahlung ver­
einbart werden.

(3) Können Antragsteller und Antragsgegner keine Eini­
gung erzielen oder ist deren Bestätigung abzulehnen, weil sie 
den Grundsätzen des sozialistischen Rechts widerspricht, ent­
scheidet die Konfliktkommission über die Rechtsstreitigkeit 
auf gemeinsamen Antrag von Antragsteller und Antragsgegner 
oder auf Antrag des Antragstellers. Die Entscheidung setzt 
voraus, daß der Sachverhalt einfach, umfassend aufgeklärt und 
rechtlich nicht schwierig zu beurteilen ist.

§52
(1) Die Konfliktkommission lehnt die Behandlung der Sache 

ab, wenn sich ergibt, daß der Sachverhalt nicht einfach, durch 
Befragen des Antragstellers, des Antragsgegners und anderer 
Bürger nicht zu klären oder rechtlich schwierig zu beurteilen 
ist. Das kann bis zum Schluß der Beratung erfolgen.

<2) Der Antragsteller hat das Recht, seinen Antrag bis zum 
Schluß der Beratung zurückzunehmen.

(3) Erscheinen der Antragsteller, der Antragsgegner oder 
beide unbegründet nicht zur Beratung oder kann weder eine 
Einigung erreicht noch eine Entscheidung nach § 51 Abs. 3 ge­
troffen werden, stellt die Konfliktkommission die weitere Be­
handlung der Sache durch Beschluß ein.


